Satzung des Stadtjugendring Lörrach
Präambel
Die Mitglieder des Stadtjugendringes (STJR) Lörrach bekennen sich zur freiheitlich demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland. Auf freiwilliger Grundlage schließen sich jugendgemeinschaften zusammen, um die Interessen der Jugend der Stadt Lörrach zu vertreten, sowie gemeinsame Aufgaben wahrzunehmen. Die Jugendgemeinschaften arbeiten in gegenseitiger Anerkennung und Achtung der Eigenständigkeit aller Mitglieder zusammen. Der STJR Lörrach ist parteipolitisch und konfessionell neutral.
§ 1 Name
Stadtjugendring Lörrach (im folgenden STJR genannt) - der STJR ist in das Vereinsregister eingetragen.
§ 2 Sitz
Sitz des STJR Lörrach ist Lörrach
§ 3 Aufgaben und Ziele
Zweck des Vereins ist die Förderung der Jugendhilfe. der Satzungszweck wird verwirklicht durch:
3.1 Die Zusammenarbeit und das gegenseitige Verständnis zwischen den Jugendgemeinschaften zu fördern,
3.2 an der Lösung von Problemen der Jugend mitwirken;
3.3 gemeinsame Aktionen oder Aktionen einzelner Jugendgemeinschaften für die gesamte Jugend der Stadt anzuregen, zu fördern oder selbst durchzuführen;
3.4 die Interessen der gesamten Jugend und ihrer Gemeinschaften - soweit eine gemeinsam verbindende Grundlage vorhanden ist - in der Öffentlichkeit und gegenüber den Vertretungskörperschaften und Behörden zu vertreten, eigene Vorstellungen zu öffentlichen Belangen zu entwickeln und nach Möglichkeit bei der Bewältigung von Aufgaben unseres Gemeinwesens mitzuwirken;
3.5 eine Mitsprache in den kommunalen Entscheidungsgremien anzustreben;
3.6 internationale Begegnungen und Zusammenarbeit zu pflegen und zu fördern;
3.7 mit überörtlichen Zusammenschlüssen von Jugendringen und anderen Einrichtungen der Jugendarbeit zusammenzuarbeiten;
3.8 Schaffung von Stätten der Jugendbegegnungen und Mitarbeit in diesen;
3.9 Förderung der offenen Jugendarbeit;
3.10. Bereitstellung von Dienstleistungen und Serviceangeboten für seine Mitglieder;
3.11 Durchführung von Maßnahmen und Veranstaltungen der außerschulischen Jugendbildung, z.B. der politischen, sozialen, sportlichen, kulturellen oder ökologischen Jugendbildung in Absprache mit seinen Mitgliedern;
3.12 Wahrnehmung von Aufgaben der öffentlichen Jugendhilfe, die dem Stadtjugendring Lörrach e.V. übertragen wurde.
§ 4 Gemeinnützigkeit
Der STJR Lörrach e.V., verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der Gemeinnützigkeitsverordnung vom 24.Dezember 1953 und im Sinne des Abschnittes "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung und zwar insbesondere durch die in § 3 dieser Satzung aufgeführte Ziele. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
Einnahmen dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Körperschaft. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.
(Rest aus § 4 streichen)
§ 5 Geschäftsjahr
Als Geschäftsjahr gilt das Kalenderjahr.
§ 6 Mitgliedschaft
6.1 Grundlage der Mitgliedschaft im STJR ist die Anerkennung der Satzung und die Mitarbeit. Ein Mitgliedsbeitrag wird nicht erhoben. Die Mitgliedschaft ist freiwillig und unentgeltlich.
6.2 Dem STJR können nur Mitglieder angehören:
6.2.1 Jugendverbände, die in ihrer Spitzenorganisation dem Landes- oder Bundesjugendring angehören;
6.2.2 Jugendgruppen ohne Spitzenverbände, deren Satzung und praktische Arbeit mit der Zielsetzung des STJR übereinstimmt (Rest aus § 6.2.2 streichen);
6.2.3 Jugendverbände der Stadt Lörrach;
6.2.4 Zusammenschlüsse sonstiger Jugendgemeinschaften.
6.3 Der Antrag auf Mitgliedschaft ist schriftlich unter Vorlage der Satzung einzureichen, der Antrag wird in der nächstfolgenden Delegiertenversammlung behandelt, der Antragsteller  ist hierzu einzuladen. (Rest aus § 6.3 streichen). 
Eine Ablehnung ist dem Verband gegenüber zu begründen, ggf. kann der abgelehnte Verband in der nähst folgenden Delegiertenversammlung einen erneuten Antrag auf Aufnahme stellen, der möglichst offene Fragen oder Bedenken, die zur Ablehnung führten korrigiert. Eine zweite Ablehnung ist dann abschließend.
6.4 (Neu - bisherige Regelung entfällt) Voraussetzung für die Aufnahme ist, dass der Antragsteller a) sich im Sine des Grundgesetzes und der Landesverfassung in Zielsetzung und praktischer Arbeit zur freiheitlich-demokratischen und sozialen Grundordnung bekennen und im Sinne der Satzung des STJR wirken; b) eigenständige als Kinder- oder Jugendorganisation oder -Gruppe arbeiten und/oder auf Landesebene eine Vertretung haben; c) in der Jugendarbeit, insbesondere in der außerschulischen Jugendbildung die Entwicklung junger Menschen fördern und zur Mitarbeit an den in § 3 genannten Aufgaben bereit und fähig sind; d) im Sinne des § 75 SGB VIII die Bedingungen für eine Anerkennung als Träger der Jugendhilfe erreichen können.
6.5 Die Beendigung der Mitgliedschaft erfolgt durch Ausschluss, Austritt oder Auflösung des Vereins. 
6.5.1 Ein Ausschluss kann nur bei grober Verletzung der Satzung erfolgen. Dem betroffenen Verband ist bis spätestens 14 Tage vor der Beschlussfassung der Ausschlussantrag mitzuteilen und die Möglichkeit einer Gegendarstellung vor der Delegiertenversammlung einzuräumen. 
6.5.2 Ein Austritt kann jederzeit erfolgen. Er muss einem vertretungsbefugten Vorstandmitglied gegenüber schriftlich erklärt werden.
§ 7 Organe des STJR
Organe des STJR sind:
7.1 die Delegiertenversammlung (DV);
7.2 der geschäftsführende Ausschuss (GA);
7.3 der Vorstand.
(7.4 streichen)
§ 8 Die Delegiertenversammlung (DV)
8.1.1 Die DV setzt sich aus den Delegierten der in § 6 genannten Jugendvereinigungen zusammen;
Je 2 Delegierte der Dachverbände oder Jugendverbände, je 1 Delegierter der verbandslosen Gruppen. (streichen) Die Delegierten und deren Stellvertreter sind durch die Mitgliedsverbände schriftlich zu benennen. Ein Delegierter kann auch von mehreren Mitgliedern gemeldet werden. Änderungen sind in den STJR rechtzeitig schriftlich mitzuteilen.
8.1.2 Als beratende Mitglieder gehören der DV an, ein Vertreter der für Jugend zuständigen Fachabteilung der Stadtverwaltung Lörrach. Als weitere beratende Mitglieder können vom GA oder auf Wunsch einzelner Delegierter Sachverständige zugezogen werden. Werden auf Wunsch einzelner Delegierter Sachverständige zugezogen, ist die Zustimmung der DV erforderlich.
Die Delegiertenversammlungen sind öffentlich - auf Antrag kann die Delegiertenversammlung die Öffentlichkeit mit 1/3 Stimmen der anwesenden Delegierten ausschließen.
8.1.3 Die Delegiertenversammlungen finden mindestens zweimal jährlich statt.
8.1.4 Der Vorstand kann bei wichtigen Anlässen eine DV als außerordentliche Versammlung einberufen. Er ist dazu verpflichtet, wenn es ein Drittel der Delegierten oder der GA fordert.
8.1.5 Die Einberufung erfolgt schriftlich durch einen der vertretungsbefugten Vorstandsmitglieder mindestens 14 Tage vor dem Termin. Die Tagesordnung ist beizufügen.
8.2 Die DV hat folgende Aufgaben:
8.2.1 Beschlussfassung und Stellungnahmen, die sich aus den Aufgaben und Ziele des STJR ergeben;
8.2.2 Wahl, Entlastung des Vorstandes, des GA und der Kassenprüfer;
8.2.3 Entgegennahme der Rechenschaftsberichte, des Kassenberichts;
8.2.4 (entfällt)
8.2.4 Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern,
8.2.5 Beschlüsse zu grundlegenden Erklärungen des STJR gegenüber der Öffentlichkeit;
8.2.6 Beschlüsse zu Satzungsänderungen.
8.3 Beschlüsse und Wahlen
8.3.1 Die DV ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß einberufen wurde. (Rest entfällt)
8.3.2 Beschlüsse und Wahlen erfolgen durch absolute Mehrheit der anwesenden Stimmberechtigten, wobei Stimmenthaltungen als "Nein"-Stimmen gewertet werden. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.
8.3.3 Eine 2/3 -Mehrheit der anwesenden Delegierten ist erforderlich bei Satzungsänderungen.
8.3.4 Beschlüsse und Wahlen werden auf Antrag eines Delegierten geheim durchgeführt. Jeder Delegierte hat eine Stimme.
§ 9 Der geschäftsführende Ausschuss (GA)
Der GA besteht aus dem Vorstand und mindestens zwei weiteren Delegierte, die  von der DV für zwei Jahre gewählt werden.
Der GA ist der DV verantwortlich. (Rest entfällt)
§ 10 Vorstand
10.1 Der Vorstand wird auf 2 Jahre gewählt. Er bleibt solange im Amt, bis ein neuer Vorstand gewählt ist. er ist der DV verantwortlich.
10.2 Der Vorstand des STJR besteht aus dem/der 1. Vorsitzenden; dem/der 2. Vorsitzenden und einer/m weiteren Vorstandsmitglied. Der Vorstand entscheidet über die Zuständigkeit der Kassenverwaltung und der Schriftführung. Kassenverwalter kann nur ein Mitglied des Vorstands sein.
10.3 Der/die 1. Vorsitzende und der/die 2. Vorsitzende vertreten den Verein i.S.d. § 26 BGB einzeln. Im Innenverhältnis wird bestimmt, dass die Vorstände nur allein handeln dürfen, wenn dies unter einander beschlossen wurde.
10.4 Bei Kassengeschäften zeichnet der Kassenverwalter gemeinsam mit einem weiteren Vorstandsmitglied.
§ 11 Niederschriften
Über alle Sitzungen von Organen des STJR sind Niederschriften anzufertigen und vom jeweiligen Vorsitzenden und Protokollführer zu unterzeichnen.
§ 12 alt (streichen)
§ 12 Kassenverwaltung
Der/die Kassenverwalter ist für die ordnungsgemäße Kassenführung verantwortlich. Der jährliche Kassenabschluss legt er spätestens einmal im Jahr der DV vor.
§ 13 Kassenprüfung
Die Kassenprüfung erfolgt mindestens einmal jährlich durch 2 von der DV gewählten Kassenprüfer.
§ 14 Auflösung
Zur Auflösung des STJR ist eine 3/4 Mehrheit aller delegierten erforderlich. Im Falle der Auflösung des Vereins werden die gesetzlichen Bestimmungen angewandt. Näheres ist in der Beschlussfassung zur Auflösung enthalten.
14.1 Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für einen gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zweck, z.B. Förderung der Jugendhilfe.
§ 15 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am _______________ (durch Beschluss der DV vom _____________) in Kraft und wirkt mit der Eintragung ins Vereinsregister. Zukünftige Satzungsänderungen sind zwingend ins Vereinsregister einzutragen.
